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Bestätigung des Verbots der Versammlung der
»Querdenker« am 13. März 2021 in Dresden
Medieninformation 5/2021

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit Beschluss von heute Nacht
die Verbotsverfügung der Landeshauptstadt für die von einem Vertreter
der Querdenker in Dresden angemeldete Versammlung u. a. am Königsufer,
bestätigt. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts
Dresden von heute Nachmittag, mit dem dieses den Antrag auf vorläugen
Rechtsschutz gegen das von der Landeshauptstadt Dresden am 10. März
2021 ausgesprochene Versammlungsverbot der »Querdenker« abgelehnt
hat, blieb ohne Erfolg.

Die Landeshauptstadt Dresden verwies zur Begründung ihres
Versammlungsverbots u. a. auf § 28a Abs. 1 Nr. 10, Abs. 2 Nr. 1 IfSG,
§ 15 Abs. 1 SächsVersG sowie die Sächsische Corona-Schutz-Verordnung,
nach der eine Versammlung - wie zuerst angezeigt - mit bis zu 3.000
Teilnehmern grundsätzlich nicht zulässig sei. Die Erteilung einer Ausnahme
nach § 9 Abs. 4 SächsCoronaSchVO käme auch bei einer Verteilung der
Versammlung auf das Königsufer, den Altmarkt und die Cockerwiese nicht
in Betracht. Zwar komme dem Grundrecht auf Versammlungsfreiheit (Art.
8 Abs. 1 GG) besondere Bedeutung zu, gleichermaßen sei aber auch
das Grundrecht auf körperliche Unversehrtheit gem. Art. 2 Abs. 2 Satz
1 GG geschützt. Von der angemeldeten Versammlung mit zuletzt bis zu
3.000 bis 5.000 Teilnehmern gingen unter Berücksichtigung des aktuellen
Infektionsgeschehens und der Verbreitung von Virusvarianten nicht mehr
vertretbare Gefahren für Versammlungsteilnehmer, Polizeibeamte und
Passanten mit einem unkalkulierbaren nicht mehr zu kontrollierenden
Risiko für deren körperliche Unversehrtheit aus.

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht ist dem gefolgt. Der beschließende
Senat folgt insbesonder der Einschätzung, dass auch wenn die Versammlung
unter freiem Himmel stattndet, von einer unmittelbaren konkreten Gefahr
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für eine Vielzahl von Personen auszugehen ist und sich die Virusmutanten
ausbreiten, die Infektionszahlen und die Inzidenzzahl, die höher als im
Bundesschnitt liegen, im Freistaat Sachsen wieder ansteigen und nach der
Einschätzung des Robert-Koch-Instituts mit dem Beginn einer weiteren
Infektionswelle zu rechnen ist. Es könne aufgrund der bereits erfolgten
überregionalen Mobilisierung auch nicht davon ausgegangen werden, dass
sich der Zustrom der Versammlungsteilnehmer noch auf die Anzahl von
1.000 begrenzen lasse.

Der Beschluss des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts ist unanfechtbar.

SächsOVG, Beschl. v. 13. März 2021 - 6 B 96/21 -
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